DER STADTRAT ELLRICH                      	                Ellrich, den 19.03.2018
[image: wappschild1]

Vorlage zum  Beschluss-Nr.   248-14/19
                        
Vorlage wurde ohne/ mit................. Änderungen am ............................... zum Beschluss erhoben

Vorlage wurde am ......................... abgelehnt; Vorlage wurde am  ...................... zurückgezogen

	
1. Bezeichnung des Beschlusses

	
Einlegung eines Widerspruchs
hier: Bescheid über die Festsetzung der Kreis- und 
        Schulumlage 2017


	
2. Beschlusstext:


	
Der Stadtrat stimmt der Einlegung des Widerspruchs  gegen den Bescheid über die Festsetzung der Kreis- 
und Schulumlage 2017 vom 07.12.2017 zu.

	
3. Einreicher

	
Kämmereiamt

	
4. Begründung der Zuständigkeit des Stadtrates (Auf Grund welcher gesetzlichen Bestimmungen wurde die Beschlussvorlage erarbeitet?)

	
[bookmark: _GoBack]ThürKO vom 28.01.2003 (GVBl S. 41),  zuletzt geändert durch Gesetz vom 09.06.2017 (GVBl. S. 159)


	
5. Welche Beschlüsse müssen aufgrund der
o. g. Beschlussvorlage aufgehoben bzw.
ergänzt werden?

	
Keine

	
6.   a) Mit welchem Personenkreis wurde die
          Beschlussvorlage beraten 
      b) mit wem soll sie beraten werden?

	- Finanzausschuss am 22.01.2018
- Haupt- und Vergabeausschuss am 05.03.2018

	
7.   Welche absehbaren finanziellen Auswirkun-
      gen hat die Beschlussvorlage?      

	
Abhängig vom Ausgang des Widerspruchsverfahrens

	
8.   Veröffentlichung des Beschlusses?

	
Ja

	
9.   Verteiler

	
Alle Stadtratsmitglieder, Ortsbürgermeister



Abstimmungsergebnis

Gesetzliche Anzahl Stadtratsmitglieder:	20 + 1 		Ja – Stimmen:		…….
davon anwesend:			……...		Nein – Stimmen:	…….
							Enthaltungen:		…….

Folgende Mitglieder waren nach § 38 ThürKO von der Beratung und Beschlussfassung ausgeschlossen: keine



Der Beschluss wurde somit angenommen/abgelehnt.




Matthias Ehrhold
Bürgermeister



Begründung zum Beschluss Nr.:    248-14/19




Beschlusstext: 

Der Stadtrat stimmt der Einlegung des Widerspruchs gegen den Bescheid über die Festsetzung der Kreis- und Schulumlage 2017 vom 07.12.2017 zu.




Begründung:

Mit Bescheid vom 07.12.2017 ist die Stadt zur Zahlung einer Kreisumlage in Höhe von 1.546.605,65 EUR und einer Schulumlage in Höhe von 494.648,22 EUR für das Jahr 2017 
veranlagt worden.

Der Hebesatz der Kreisumlage liegt unverändert bei 37,27 %, der der Schulumlage wurde von 11,61 % auf 11,92 % erhöht.

Die Umlagegrundlagen der Stadt haben sich gegenüber des Vorjahres um 25.234,13 EUR erhöht, sodass das Umlagesoll für die Kreis- und Schulumlage um 25.198,62 EUR steigt. Davon fallen 9.404,77 EUR auf die Erhöhung der Kreis- und 15.793,85 EUR auf die Schulumlage.

Das Landesverwaltungsamt als Aufsichtsbehörde des Landratsamtes Nordhausen hat in dem höheren Kreisumlagesoll keine Unzumutbarkeit gesehen.

Eine genaue Begründung des Widerspruchs für das Jahr 2017 ist vorerst nicht beabsichtigt, da die Begründung des Widerspruchs in weiten Teilen den Begründungen der Widersprüche 
gegen die Kreis- und Schulumlage der letzten Jahre entspricht. Des Weiteren wurde in dem Widerspruch der Stadt zur Kreis- und Schulumlage 2017, welcher zur Fristwahrung unter Organvorbehalt am 18.12.2017 erfolgte, auf die Stellungnahme zur Anhörung verwiesen. In dieser wurde die immer stärker werdende erdrückende Wirkung der Kreis- und Schulumlage verdeutlicht und mit Zahlen untermauert. 






Matthias Ehrhold
Bürgermeister
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